
Auszüge der rechtlichen Grundlagen für die Eröffnun gsbilanz 
 
Gesetz zur Reform des Gemeindehaushaltsrechts 
 
Artikel 13 
Schluss- und Übergangsvorschriften 
 
(5) Die Gemeinde hat zum Beginn des ersten Haushaltsjahres, (…) eine Eröffnungsbilanz 
aufzustellen(…). Auf die Eröffnungsbilanz sind die für den Jahresabschluss geltenden Vor-
schriften entsprechend anzuwenden, soweit sie sich auf die Vermögensrechnung beziehen. 
Die Eröffnungsbilanz ist nach Feststellung der letzten Jahresrechnung, spätestens zum Ende 
des Haushaltsjahres der Rechtsaufsichtsbehörde, der Prüfungsbehörde (§ 113 GemO) und 
dem Rechnungsprüfungsamt vorzulegen. Sie soll vom Rechnungsprüfungsamt innerhalb von 
sechs Monaten nach Vorlage und von der überörtlichen Prüfungsbehörde zusammen mit 
dem ersten Jahresabschluss innerhalb eines Jahres nach Ende des Haushaltsjahres geprüft 
werden. 
 
 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
 
§ 87 
Kreditaufnahmen 
(1) Kredite dürfen unter den Voraussetzungen des § 78 Abs. 3 nur im Finanzhaushalt und 
nur für Investitionen, Investitionsförderungsmaßnahmen und zur Umschuldung aufgenom-
men werden. 
(2) Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen bedarf im Rahmen der Haushaltssatzung der Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde (Gesamtgenehmigung). Die Genehmigung soll unter dem Gesichts-
punkt einer geordneten Haushaltswirtschaft erteilt oder versagt werden; sie kann unter Be-
dingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden. Sie ist in der Regel zu versagen, 
wenn die Kreditverpflichtungen mit der dauernden Leistungsfähigkeit der Gemeinde nicht im 
Einklang stehen. 
(3) Die Kreditermächtigung gilt weiter, bis die Haushaltssatzung für das übernächste Jahr 
erlassen ist. 
 
§ 88 
Sicherheiten und Gewährleistung für Dritte 
(1) Die Gemeinde darf keine Sicherheiten zu Gunsten Dritter bestellen. Die Rechtsaufsichts-
behörde kann Ausnahmen zulassen. 
(2) Die Gemeinde darf Bürgschaften und Verpflichtungen aus Gewährverträgen nur zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben übernehmen. Die Rechtsgeschäfte bedürfen der Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde, wenn sie nicht im Rahmen der laufenden Verwaltung abgeschlos-
sen werden. § 87 Abs. 2 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 
(3) Absatz 2 gilt entsprechend für Rechtsgeschäfte, die den in Absatz 2 genannten Rechts-
geschäften wirtschaftlich gleichkommen, insbesondere für die Zustimmung zu Rechtsge-
schäften Dritter, aus denen der Gemeinde in künftigen Haushaltsjahren Verpflichtungen zu 
finanziellen Leistungen erwachsen können. 
(4) Das Innenministerium kann die Genehmigung allgemein erteilen für Rechtsgeschäfte, die 
1. von der Gemeinde zur Förderung des Städte- und Wohnungsbaus eingegangen werden, 
2. den Haushalt der Gemeinde nicht besonders belasten. 
 
§ 89 
Kassenkredite 
(1) Die Gemeinde hat die rechtzeitige Leistung der Auszahlungen sicherzustellen.  
(2) Zur rechtzeitigen Leistung der Auszahlungen kann die Gemeinde Kassenkredite bis zu 
dem in der Haushaltssatzung festgesetzten Höchstbetrag aufnehmen, soweit für die Kasse 



keine anderen Mittel zur Verfügung stehen. Die Ermächtigung gilt weiter, bis die Haushalts-
satzung für das folgende Jahr erlassen ist. 
(3) Der Höchstbetrag der Kassenkredite bedarf im Rahmen der Haushaltssatzung der Ge-
nehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde, wenn er ein Fünftel der im Ergebnishaushalt veran-
schlagten ordentlichen Aufwendungen übersteigt. 
 
§ 90 
Rücklagen, Rückstellungen 
(1) Überschüsse der Ergebnisrechnung sind den Rücklagen zuzuführen. 
(2) Für ungewisse Verbindlichkeiten und für hinsichtlich ihrer Höhe oder des Zeitpunkts ihres 
Eintritts unbestimmte Aufwendungen sind Rückstellungen zu bilden. Rückstellungen dürfen 
nur aufgelöst werden, soweit der Grund hierfür entfallen ist. 
 
§ 91 
Erwerb und Verwaltung von Vermögen, Wertansätze 
(1) Die Gemeinde soll Vermögensgegenstände nur erwerben, wenn dies zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich ist. 
(2) Die Vermögensgegenstände sind pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten und ordnungs-
gemäß nachzuweisen. Bei Geldanlagen ist auf eine ausreichende Sicherheit zu achten; sie 
sollen einen angemessenen Ertrag bringen. 
(3) Besondere Rechtsvorschriften für die Bewirtschaftung des Gemeindewalds bleiben unbe-
rührt. 
(4) Vermögensgegenstände sind mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert 
um Abschreibungen, anzusetzen. Verbindlichkeiten sind zu ihrem Rückzahlungsbetrag und 
Rückstellungen in Höhe des Betrags anzusetzen, der nach vernünftiger Beurteilung notwen-
dig ist. 
 
§ 95 
Jahresabschluss 
(1) (…) Der Jahresabschluss ist nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung unter 
Berücksichtigung der besonderen gemeindehaushaltsrechtlichen Bestimmungen aufzustel-
len und muss klar und übersichtlich sein. Der Jahresabschluss hat sämtliche Vermögensge-
genstände, Schulden, Rückstellungen, Rechnungsabgrenzungsposten (…) zu enthalten, 
soweit nichts anderes bestimmt ist. Er hat die tatsächliche Vermögens-, Ertrags- und Finanz-
lage der Gemeinde darzustellen. 
(2) Der Jahresabschluss besteht aus 
(…) 3. der Vermögensrechnung (Bilanz). 
 
Der Jahresabschluss ist um einen Anhang zu erweitern, der mit den Rechnungen nach Satz 
1 eine Einheit bildet (…) 
(3) Dem Anhang sind als Anlagen beizufügen 
1. die Vermögensübersicht, 
2. die Schuldenübersicht und 
3. eine Übersicht über die in das folgende Jahr zu übertragenden Haushaltsermächtigungen. 
 
§ 95b 
Aufstellung und ortsübliche Bekanntgabe der Abschlü sse 
(2) Der Beschluss über die Feststellung (…) ist der Rechtsaufsichtsbehörde sowie der Prü-
fungsbehörde (§ 113) unverzüglich mitzuteilen und ortsüblich bekannt zu geben. Gleichzeitig 
ist der Jahresabschluss (....) an sieben Tagen öffentlich auszulegen; in der Bekanntgabe ist 
auf die Auslegung hinzuweisen. 
 
 
 
 



Verordnung des Innenministeriums über die Haushalts wirtschaft der Gemein-
den 
(Gemeindehaushaltsverordnung – GemHVO) 
 
§ 21 
Übertragbarkeit 
(1) Die Ansätze für Auszahlungen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
bleiben bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar, bei Baumaßnahmen 
und Beschaffungen längstens jedoch zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem 
der Bau oder der Gegenstand in seinen wesentlichen Teilen in Benutzung genommen wer-
den kann. 
(2) Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen eines Budgets können ganz oder teilweise 
für übertragbar erklärt werden. Sie bleiben bis längstens zwei Jahre nach Schluss des Haus-
haltsjahres verfügbar. 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für überplanmäßige und außerplanmäßige Auf-
wendungen und Auszahlungen, wenn sie bis zum Ende des Haushaltsjahres in Anspruch 
genommen, jedoch noch nicht geleistet worden sind. 
 
 
§ 37 
Inventar, Inventur 
(1) Die Gemeinde hat zu Beginn des ersten Haushaltsjahres mit einer Rechungsführung 
nach den Regeln der doppelten Buchführung und danach für den Schluss eines jeden Haus-
haltsjahres ihre Grundstücke, ihre Forderungen, Schulden, Sonderposten und Rückstellun-
gen, den Betrag ihres baren Geldes sowie ihre sonstigen Vermögensgegenstände genau zu 
verzeichnen und dabei den Wert der einzelnen Vermögensgegenstände und Schulden an-
zugeben (Inventar). Körperliche Vermögensgegenstände sind durch eine körperliche Be-
standsaufnahme zu erfassen, soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist. Das 
Inventar ist innerhalb der einem ordnungsmäßigen Geschäftsgang entsprechenden Zeit auf-
zustellen. 
(2) Vermögensgegenstände des Sachvermögens können, wenn sie regelmäßig ersetzt wer-
den und ihr Gesamtwert für die Gemeinde von nachrangiger Bedeutung ist, mit einer gleich-
bleibenden Menge und einem gleichbleibenden Wert angesetzt werden, sofern ihr Bestand 
in seiner Größe, seinem Wert und seiner Zusammensetzung nur geringen Veränderungen 
unterliegt. Jedoch ist in der Regel alle fünf Jahre eine körperliche Bestandsaufnahme durch-
zuführen. 
(3) Gleichartige Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens sowie andere gleichartige 
oder annähernd gleichwertige bewegliche Vermögensgegenstände und Rückstellungen kön-
nen jeweils zu einer Gruppe zusammengefasst und mit dem gewogenen Durchschnittswert 
angesetzt werden. 
 
§ 38 
Inventurvereinfachungsverfahren 
(1) Bei der Aufstellung des Inventars darf der Bestand der Vermögensgegenstände nach Art, 
Menge und Wert auch mit Hilfe anerkannter mathematisch-statistischer Methoden auf Grund 
von Stichproben ermittelt werden. Das Verfahren muss den Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Buchführung entsprechen. Der Aussagewert des auf diese Weise aufgestellten Inventars 
muss dem Aussagewert eines auf Grund einer körperlichen Bestandsaufnahme aufgestellten 
Inventars gleichkommen. 
(2) Bei der Aufstellung des Inventars für den Schluss eines Haushaltsjahres bedarf es einer 
körperlichen Bestandsaufnahme der Vermögensgegenstände für diesen Zeitpunkt nicht, so-
weit durch Anwendung eines den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entsprechen-
den anderen Verfahrens gesichert ist, dass der Bestand der Vermögensgegenstände nach 
Art, Menge und Wert auch ohne die körperliche Bestandsaufnahme für diesen Zeitpunkt 
festgestellt werden kann.  



(3) In dem Inventar für den Schluss eines Haushaltsjahres brauchen Vermögensgegenstän-
de nicht verzeichnet zu werden, wenn  
1. die Gemeinde ihren Bestand auf Grund einer körperlichen Bestandsaufnahme oder auf 
Grund eines nach Absatz 2 zulässigen anderen Verfahrens nach Art, Menge und Wert in 
einem besonderen Inventar verzeichnet hat, das für einen Tag innerhalb der letzten drei Mo-
nate vor oder der ersten beiden Monate nach dem Schluss des Haushaltsjahres aufgestellt 
ist, und 2. auf Grund des besonderen Inventars durch Anwendung eines den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung entsprechenden Fortschreibungs- oder Rückrechnungsver-
fahrens gesichert ist, dass der am Schluss des Haushaltsjahres vorhandene Bestand der 
Vermögensgegenstände für diesen Zeitpunkt ordnungsgemäß bewertet werden kann. 
(4) Der Bürgermeister kann für bewegliche Vermögensgegenstände des Sachvermögens bis 
zu einem Wert von 1000 Euro ohne Umsatzsteuer Befreiungen von § 37 Abs.1 Sätze 1 und 
3 vorsehen. 
 
§ 40 
Vollständigkeit der Ansätze, Verrechnungs- und 
Bilanzierungsverbote, Vermögen 
(1) In der Vermögensrechnung sind die immateriellen Vermögensgegenstände, das Sach-
vermögen und das Finanzvermögen unbeschadet § 92 Abs.1 Satz 1 GemO, die aktiven Ab-
grenzungsposten sowie die Kapitalposition, die Sonderposten, die Rückstellungen, die Ver-
bindlichkeiten und die passiven Rechnungsabgrenzungsposten vollständig auszuweisen und 
hinreichend aufzugliedern.  
(2) Posten der Aktivseite dürfen nicht mit Posten der Passivseite, Aufwendungen nicht mit 
Erträgen, Einzahlungen nicht mit Auszahlungen, Grundstücksrechte nicht mit Grundstücks-
lasten verrechnet werden, soweit in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist. 
(3) Für immaterielle Vermögensgegenstände, die nicht entgeltlich erworben wurden, darf ein 
Aktivposten nicht angesetzt werden. 
(4) Von der Gemeinde geleistete Investitionszuschüsse sollen als Sonderposten in der Ver-
mögensrechnung ausgewiesen und entsprechend dem Zuwendungsverhältnis aufgelöst 
werden. Empfangene Investitionszuweisungen und Investitionsbeiträge können als Sonder-
posten in der Vermögensrechnung ausgewiesen und entsprechend der voraussichtlichen 
Nutzungsdauer aufgelöst werden. 
 
§ 41 
Rückstellungen 
(1) Rückstellungen sind zu bilden für folgende ungewisse Verbindlichkeiten und unbestimmte 
Aufwendungen: 
1. die Lohn- und Gehaltszahlung für Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen von 
Altersteilzeitarbeit und ähnlichen Maßnahmen, 
2. die Verpflichtungen aus der Erstattung von Unterhaltsvorschüssen, 
3. die Stilllegung und Nachsorge von Abfalldeponien, 
4. den Ausgleich von ausgleichspflichtigen Gebührenüberschüssen, 
5. die Sanierung von Altlasten und 
6. drohende Verpflichtungen aus Bürgschaften, Gewährleistungen und anhängigen Gerichts-
verfahren. 
(2) Weitere Rückstellungen können gebildet werden. Für die Ansammlung der Rückstellun-
gen für Pensionsverpflichtungen bleibt § 27 Abs. 5 des Gesetzes über den Kommunalen 
Versorgungsverband Baden-Württemberg (GKV) unberührt. 
(3) Rückstellungen dürfen nur aufgelöst werden, soweit der Grund hierfür entfallen ist. 
 
§ 42 
Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre 
Unter der Vermögensrechnung (Bilanz) sind, sofern sie nicht auf der Passivseite auszuwei-
sen sind, die Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre zu vermerken, insbesondere Bürg-
schaften, Gewährleistungen, eingegangene Verpflichtungen und in Anspruch genommene 
Verpflichtungsermächtigungen. Jede Art der Vorbelastung darf in einem Betrag angegeben 



werden. Haftungsverhältnisse sind auch anzugeben, wenn ihnen gleichwertige Rückgriffsfor-
derungen gegenüberstehen. 
 
§ 43 
Allgemeine Bewertungsgrundsätze 
(1) Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und Schulden gilt Folgendes: 
1. Die Wertansätze in der Vermögensrechnung des Haushaltsjahres (Eröffnungsbilanz) 
müssen mit denen der Vermögensrechnung des Vorjahres (Schlussbilanz) übereinstimmen. 
2. Die Vermögensgegenstände, Rückstellungen und Schulden sind, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, zum Abschlussstichtag einzeln zu bewerten.  
3. Es ist wirklichkeitsgetreu zu bewerten. Vorhersehbare Risiken und Verluste, die bis zum 
Abschlussstichtag entstanden sind, sind zu berücksichtigen, selbst wenn diese erst zwischen 
dem Abschlussstichtag und dem Tag der Aufstellung des Jahresabschlusses bekannt ge-
worden sind; Risiken und Verluste, für deren Verwirklichung im Hinblick auf die besonderen 
Verhältnisse der öffentlichen Haushaltswirtschaft nur eine geringe Wahrscheinlichkeit spricht, 
bleiben außer Betracht. Gewinne sind nur zu berücksichtigen, wenn sie am Abschlussstich-
tag realisiert sind. 
4. Aufwendungen und Erträge des Haushaltsjahres sind unabhängig von den Zeitpunkten 
der entsprechenden Zahlungen im Jahresabschluss zu berücksichtigen. 
5. Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewandten Bewertungsmethoden sollen 
beibehalten werden. 
(2) Von den Grundsätzen des Absatzes 1 darf nur in begründeten Ausnahmefällen abgewi-
chen werden. 
 
§ 44 
Wertansätze der Vermögensgegenstände und Schulden 
(1) Anschaffungskosten sind die Aufwendungen, die geleistet werden, um einen Vermö-
gensgegenstand zu erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand zu versetzen, soweit 
sie dem Vermögensgegenstand einzeln zugeordnet werden können. Zu den Anschaffungs-
kosten gehören auch die Nebenkosten sowie die nachträglichen Anschaffungskosten. Min-
derungen des Anschaffungspreises sind abzusetzen. 
(2) Herstellungskosten sind die Aufwendungen, die durch den Verbrauch von Gütern und die 
Inanspruchnahme von Diensten für die Herstellung eines Vermögensgegenstands, seine 
Erweiterung oder für eine über seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende wesentliche 
Verbesserung entstehen. Dazu gehören die Materialkosten, die Fertigungskosten und die 
Sonderkosten der Fertigung. Bei der Berechnung der Herstellungskosten dürfen auch die 
Verwaltungskosten einschließlich Gemeinkosten, angemessene Teile der notwendigen Ma-
terialgemeinkosten, der notwendigen Fertigungsgemeinkosten und des Wertverzehrs des 
Vermögens, soweit sie durch die Fertigung veranlasst sind, eingerechnet werden. 
(3) Zinsen für Fremdkapital gehören nicht zu den Herstellungskosten. Zinsen für Fremdkapi-
tal, das zur Finanzierung der Herstellung eines Vermögensgegenstands verwendet wird,  
dürfen als Herstellungskosten angesetzt werden, soweit sie auf den Zeitraum der Herstellung 
entfallen. 
(4) Schulden sind zu ihrem Rückzahlungsbetrag und Rückstellungen in Höhe des Betrags 
anzusetzen, der nach vernünftiger Beurteilung notwendig ist. 
 
§ 45 
Bewertungsvereinfachungsverfahren 
(1) Soweit es den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung entspricht, kann für den Wer-
tansatz gleichartiger Vermögensgegenstände des Vorratsvermögens unterstellt werden, 
dass die zuerst oder dass die zuletzt angeschafften oder hergestellten Vermögensgegens-
tände zuerst verbraucht oder veräußert worden sind.  
 
 
 
 



§ 46 
Abschreibungen 
(1) Bei Vermögensgegenständen des immateriellen Vermögens und des Sachvermögens 
ohne Vorräte, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, sind die Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten um planmäßige Abschreibungen zu vermindern. Die planmäßige Abschreibung er-
folgt grundsätzlich in gleichen Jahresraten über die Dauer, in der der Vermögensgegenstand 
voraussichtlich genutzt werden kann (lineare Abschreibung). Ausnahmsweise ist eine Ab-
schreibung mit fallenden Beträgen (degressive Abschreibung) oder nach Maßgabe der Leis-
tungsabgabe (Leistungsabschreibung) zulässig, wenn dies dem Nutzungsverlauf wesentlich 
besser entspricht. Maßgeblich ist die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer, die auf der 
Grundlage von Erfahrungswerten und unter Berücksichtigung von Beschaffenheit und Nut-
zung des Vermögensgegenstands zu bestimmen ist. 
(2) Für Vermögensgegenstände nach Absatz 1 ist im Jahr der Anschaffung oder Herstellung 
der für dieses Jahr anfallende Abschreibungsbetrag um jeweils ein Zwölftel für jeden vollen 
Monat zu vermindern, der dem Monat der Anschaffung oder Herstellung vorangeht. Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten für bewegliche Vermögensgegenstände des Sachvermö-
gens, die nach § 38 Abs. 4 nicht erfasst werden, sind im Jahr der Anschaffung als ordentli-
cher Aufwand auszuweisen.  
(3) Ohne Rücksicht darauf, ob ihre Nutzung zeitlich begrenzt ist, sind bei Vermögensgegens-
tänden im Falle einer voraussichtlich dauernden Wertminderung außerplanmäßige Abschrei-
bungen vorzunehmen, um die Vermögensgegenstände mit dem niedrigeren Wert anzuset-
zen, der ihnen am Abschlussstichtag beizulegen ist. Stellt sich in einem späteren Jahr her-
aus, dass die Gründe für die Abschreibung nicht mehr bestehen, ist der Betrag dieser Ab-
schreibung im Umfang der Werterhöhung unter Berücksichtigung der Abschreibungen, die 
inzwischen vorzunehmen gewesen wären, zuzuschreiben. 
 
§ 47 
Allgemeine Grundsätze für die Gliederung 
(1) Die Form der Darstellung, insbesondere die Gliederung der aufeinanderfolgenden Ergeb-
nisrechnungen, Vermögensrechnungen (Bilanzen) und Finanzrechnungen, ist beizubehalten, 
soweit nicht in Ausnahmefällen wegen besonderer Umstände Abweichungen erforderlich 
sind. Die Abweichungen sind im Anhang anzugeben und zu begründen. 
(2) In der Ergebnisrechnung, der Vermögensrechnung und der Finanzrechnung ist zu jedem 
Posten der entsprechende Betrag des vorhergehenden Haushaltsjahres anzugeben. 
Sind die Beträge nicht vergleichbar, so ist dies im Anhang anzugeben und zu erläutern. Wird 
der Vorjahresbetrag angepasst, so ist auch dies im Anhang anzugeben und zu erläutern. 
(3) Fällt ein Vermögensgegenstand oder eine Schuld unter mehrere Posten der Vermögens-
rechnung, so ist die Mitzugehörigkeit zu anderen Posten bei dem Posten, unter dem der 
Ausweis erfolgt ist, zu vermerken oder im Anhang anzugeben, wenn dies zur Aufstellung 
eines klaren und übersichtlichen Jahresabschlusses erforderlich ist. 
(4) Eine weitere Untergliederung der Posten ist zulässig; dabei ist jedoch die vorgeschriebe-
ne Gliederung zu beachten. Neue Posten dürfen hinzugefügt werden, wenn ihr Inhalt nicht 
von einem vorgeschriebenen Posten gedeckt wird. Die Ergänzung ist im Anhang anzugeben 
und zu begründen. 
(5) Ein Posten der Ergebnisrechnung, Vermögensrechnung oder Finanzrechnung, der kei-
nen Betrag ausweist, braucht nicht aufgeführt zu werden, es sei denn, dass im vorhergehen-
den Rechnungsjahr unter diesem Posten ein Betrag ausgewiesen wurde. 
 
§ 48 
Rechnungsabgrenzungsposten 
(1) Als Rechnungsabgrenzungsposten sind auf der Aktivseite vor dem Abschlussstichtag 
geleistete Ausgaben auszuweisen, soweit sie Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem 
Tag darstellen. Ferner darf ausgewiesen werden die als Aufwand berücksichtigte Umsatz-
steuer auf am Abschlussstichtag auszuweisende oder von den Vorräten offen abgesetzte 
Anzahlungen.  



(2) Auf der Passivseite sind als Rechnungsabgrenzungsposten vor dem Abschlussstichtag 
erhaltene Einnahmen auszuweisen, soweit sie Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem 
Tag darstellen.  
(3) Ist der Rückzahlungsbetrag einer Schuld höher als der Auszahlungsbetrag, so darf der 
Unterschiedsbetrag auf der Aktivseite als Rechnungsabgrenzungsposten aufgenommen 
werden. Der Unterschiedsbetrag ist durch planmäßige jährliche Abschreibungen zu tilgen, 
die auf die gesamte Laufzeit der Schuld verteilt werden können. 
 
§ 52 
Vermögensrechnung (Bilanz) 
(1) Die Vermögensrechnung (Bilanz) ist in Kontoform aufzustellen. 
(2) In der Bilanz sind mindestens die in den Absätzen 3 und 4 bezeichneten Posten in der 
angegebenen Reihenfolge gesondert auszuweisen. 
(3) Aktivseite: 
1 Vermögen 
1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände; 
1.2 Sachvermögen 
1.2.1 Unbebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte, 
1.2.2 Bebaute Grundstücke und grundstücksgleiche 
Rechte, 
1.2.3 Infrastrukturvermögen, 
1.2.4 Bauten auf fremden Grundstücken, 
1.2.5 Kunstgegenstände, Kulturdenkmäler, 
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge, 
1.2.7 Betriebs- und Geschäftsausstattung, 
1.2.8 Vorräte, 
1.2.9 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau; 
1.3 Finanzvermögen 
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen, 
1.3.2 Sonstige Beteiligungen und Kapitaleinlagen in 
Zweckverbänden, Stiftungen oder anderen kommunalen 
Zusammenschlüssen, 
1.3.3 Sondervermögen, 
1.3.4 Ausleihungen, 
1.3.5 Wertpapiere, 
1.3.6 Öffentlich-rechtliche Forderungen, 
1.3.7 Forderungen aus Transferleistungen, 
1.3.8 Privatrechtliche Forderungen, 
1.3.9 Liquide Mittel; 
2 Abgrenzungsposten 
2.1 Aktive Rechnungsabgrenzungsposten, 
2.2 Sonderposten für geleistete Investitionszuschüsse; 
3 Nettoposition (nicht gedeckter Fehlbetrag). 
 (4) Passivseite: 
1 Kapitalposition 
1.1 Basiskapital; 
1.2 Rücklagen 
1.2.1 Rücklagen aus Überschüssen des ordentlichen 
Ergebnisses, 
1.2.2 Rücklagen aus Überschüssen des Sonderergebnisses, 
1.2.3 Zweckgebundene Rücklagen; 
1.3 Fehlbeträge des ordentlichen Ergebnisses 
1.3.1 Fehlbeträge aus Vorjahren, 
1.3.2 Jahresfehlbetrag, soweit eine Deckung im Jahresabschluss 
durch Entnahme aus den Ergebnisrücklagen 



nicht möglich ist; 
2 Sonderposten 
2.1 für Investitionszuweisungen, 
2.2 für Investitionsbeiträge, 
2.3 für Sonstiges; 
3 Rückstellungen 
3.1 Lohn- und Gehaltsrückstellungen, 
3.2 Unterhaltsvorschussrückstellungen, 
3.3 Stilllegungs- und Nachsorgerückstellungen für 
Abfalldeponien, 
3.4 Gebührenüberschussrückstellungen, 
3.5 Altlastensanierungsrückstellungen, 
3.6 Rückstellungen für drohende Verpflichtungen aus 
Bürgschaften, Gewährleistungen und anhängigen 
Gerichtsverfahren, 
3.7 Sonstige Rückstellungen; 
4 Verbindlichkeiten 
4.1 Anleihen, 
4.2 Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen, 
4.3 Verbindlichkeiten, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich 
gleichkommen, 
4.4 Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen, 
4.5 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen, 
4.6 Sonstige Verbindlichkeiten; 
5 Passive Rechnungsabgrenzungsposten. 
 
§ 53 
Anhang 
(1) In den Anhang sind diejenigen Angaben aufzunehmen, die zu den einzelnen Posten der 
Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung und der Vermögensrechnung vorgeschrieben sind. 
(2) Im Anhang sind ferner anzugeben 
1. die auf die Posten der Ergebnisrechnung und der Vermögensrechnung angewandten Bi-
lanzierungs- und Bewertungsmethoden, 
2. Abweichungen von Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden samt Begründung; deren 
Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage ist gesondert darzustellen, 
3. Angaben über die Einbeziehung von Zinsen für Fremdkapital in die Herstellungskosten, 
4. der auf die Gemeinde entfallende Anteil an den beim Kommunalen Versorgungsverband 
Baden-Württemberg auf Grund von § 27 Abs. 5 GKV gebildeten Pensionsrückstellungen, 
5. die Verwendung liquider Mittel zur Finanzierung der Investitionen (§ 22 Abs. 2, § 50 Satz 
2), 
6. die in das folgende Haushaltsjahr übertragenen Ermächtigungen (Haushaltsübertragun-
gen) sowie die nicht in Anspruch genommenen Kreditermächtigungen, 
7. die unter der Vermögensrechnung aufzuführenden Vorbelastungen künftiger Haushalts-
jahre (§ 42) und 
8. der Bürgermeister, die Mitglieder des Gemeinderats und die Beigeordneten, auch wenn 
sie im Haushaltsjahr ausgeschieden sind, mit dem Familiennamen und mindestens einem 
ausgeschriebenen Vornamen. 
 
§ 55 
Vermögensübersicht, Forderungsübersicht, 
Schuldenübersicht 
(1) In der Vermögensübersicht und der Forderungsübersicht sind der Stand des Vermögens 
und der Forderungen zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres, die Zu- und Abgänge 
sowie die Zuschreibungen und Abschreibungen darzustellen. Die Gliederung dieser Über-
sichten richtet sich nach dem Aktivposten 1 der Vermögensrechnung (§ 52 Abs. 3). 



(2) In der Schuldenübersicht sind die Schulden der Gemeinde nachzuweisen. Anzugeben 
sind der Gesamtbetrag zu Beginn und Ende des Haushaltsjahres, die Restlaufzeit unterteilt 
in Laufzeiten bis zu einem Jahr, von einem bis fünf Jahren und von mehr als fünf Jahren. Die 
Schuldenübersicht ist wie der Passivposten 4 der Vermögensrechnung (§ 52 Abs. 4 Nr. 4.1 
bis 4.3) zu gliedern. 
 
 
§ 61 
Begriffsbestimmungen 
Bei der Anwendung dieser Verordnung sind die nachfolgenden Begriffe zu Grunde zu legen: 
1. Abschreibungen: 
Betrag, der bei abnutzbaren Vermögensgegenständen die eingetretenen Wertminderungen 
erfasst und als Aufwand angesetzt wird; 
6. Basiskapital: 
die sich in der Vermögensrechnung (Bilanz) ergebende Differenz zwischen Vermögen und 
Abgrenzungsposten der Aktivseite sowie Rücklagen, Sonderposten, Rückstellungen, Ver-
bindlichkeiten und Rechnungsabgrenzungsposten der Passivseite der Bilanz; 
14. Fehlbetrag: 
Unterschiedsbetrag, um den die ordentlichen und außerordentlichen Aufwendungen im Er-
gebnishaushalt oder im Jahresabschluss der Ergebnisrechnung höher sind als die ordentli-
chen und außerordentlichen Erträge; 
20. innere Darlehen: 
vorübergehende Inanspruchnahme von liquiden Mitteln aus 
a) zweckgebundenen Rücklagen, 
b) langfristigen Rückstellungen und 
c) Sondervermögen ohne Sonderrechnung 
als Finanzierungsmittel für Investitionen; 
24. Kassenkredite: 
kurzfristige Kredite zur Überbrückung des verzögerten oder späteren Eingangs von De-
ckungsmitteln, soweit keine anderen liquiden Mittel eingesetzt werden können; 
28. Kredite: 
die unter der Verpflichtung zur Rückzahlung von Dritten oder von Sondervermögen mit Son-
derrechnung aufgenommenen Finanzierungsmittel mit Ausnahme der Kassenkredite; 
36. Rechnungsabgrenzungsposten: 
Bilanzpositionen, die der zeitlichen Rechnungsabgrenzung dienen: 
a) Ausgaben vor dem Abschlussstichtag sind auf der Aktivseite auszuweisen, soweit sie 
Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen (aktiver Rechnungsabgren-
zungsposten), 
b) Einnahmen vor dem Abschlussstichtag sind auf der Passivseite auszuweisen, wenn sie 
Ertrag für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen (passiver Rechnungsabgren-
zungsposten); 
37. Schulden: 
Rückzahlungsverpflichtungen (Verbindlichkeiten) aus Anleihen, Kreditaufnahmen und ihnen 
wirtschaftlich gleichkommenden Vorgängen sowie aus der Aufnahme von Kassenkrediten (§ 
52 Abs. 4 Nr. 4.1 bis 4.3); 
38. Tilgung von Krediten: 
a) ordentliche Tilgung: 
die Leistung des im Haushaltsjahr zurückzuzahlenden Betrags bis zu der in den Rückzah-
lungsbedingungen festgelegten Mindesthöhe, 
b) außerordentliche Tilgung: 
die über die ordentliche Tilgung hinausgehende Rückzahlung einschließlich Umschuldung; 
44. Vermögensrechnung (Bilanz): 
Abschluss des Rechnungswesens für ein Haushaltsjahr in Form einer Gegenüberstellung 
von Vermögen (Aktiva) und Kapital (Passiva) zu einem bestimmten Stichtag; 
 
 



§ 62 
Erstmalige Bewertung, Eröffnungsbilanz 
(1) In der Eröffnungsbilanz nach Artikel 13 Abs. 5 des Gesetzes zur Reform des Gemeinde-
haushaltsrechts vom 4. Mai 2009 sind die zum Stichtag der Aufstellung vorhandenen 
Vermögensgegenstände mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, vermindert um 
Abschreibungen nach § 46, anzusetzen. Die Vermögensgegenstände dürfen auch mit Wer-
ten angesetzt werden, die vor dem Stichtag für die Aufstellung der Eröffnungsbilanz in Anla-
genachweisen nach § 38 der Gemeindehaushaltsverordnung vom 7. Februar 1973 (GBl. S. 
33) in der zuletzt geltenden Fassung oder in einer Vermögensrechnung nach der Verwal-
tungsvorschrift des Innenministeriums zur Vermögensrechnung nach § 43 GemHVO vom 31. 
Oktober 2001 (GABl. S.1108) nachgewiesen sind. Bei beweglichen und immateriellen Ver-
mögensgegenständen, deren Anschaffung oder Herstellung länger als sechs Jahre vor dem 
Stichtag für die Eröffnungsbilanz zurückliegt, kann von einer Inventarisierung und Aufnahme 
in die Vermögensrechnung abgesehen werden. 
(2) Wenn die tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht oder nicht ohne 
unverhältnismäßigen Aufwand ermittelt werden können, sind abweichend von Absatz 1 den 
Preisverhältnissen zum Anschaffungs- oder Herstellungszeitpunkt entsprechende Erfah-
rungswerte anzusetzen, vermindert um Abschreibungen nach § 46. Für den vor dem Stich-
tag der Aufstellung der Eröffnungsbilanz liegenden Zeitraum von sechs Jahren wird vermu-
tet, dass die tatsächlichen Anschaffungs- oder Herstellungskosten ermittelt werden können. 
(3) Für Vermögensgegenstände, die vor dem 31. Dezember 1974 angeschafft oder herge-
stellt worden sind, können abweichend von Absatz 1 und 2 den Preisverhältnissen zum 1. 
Januar 1974 entsprechende Erfahrungswerte angesetzt werden, vermindert um Abschrei-
bungen nach § 46.  
(4) Bei Grundstücken, insbesondere bei landwirtschaftlich genutzten Grundstücken, Grünflä-
chen und Straßengrundstücken sind die Absätze 1 bis 3 mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass örtliche Durchschnittswerte angesetzt werden können; bei der Bewertung von Straßen 
können die Erfahrungswerte für die einzelnen Straßenarten auf der Grundlage örtlicher 
Durchschnittswerte ermittelt werden. Bei Waldflächen können 
1. für den Aufwuchs zwischen 7200 und 8200 Euro je Hektar und 
2. für die Grundstücksfläche 2600 Euro je Hektar angesetzt werden. 
(5) Als Wert von Beteiligungen und Sondervermögen ist, wenn die Ermittlung der tatsächli-
chen Anschaffungskosten einen unverhältnismäßigen Aufwand verursachen würde, das an-
teilige Eigenkapital anzusetzen. 
(6) Für Sonderposten für erhaltene Investitionszuweisungen und -beiträge nach § 52 Abs. 4 
Nr. 2 gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. Auf den Ansatz geleisteter Investitionszu-
schüsse nach § 52 Abs. 3 Nr. 2.2 in der Eröffnungsbilanz kann verzichtet werden; soweit ein 
Ansatz erfolgt, gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.  
(7) Die in der Eröffnungsbilanz nach den Absätzen 2 bis 6 angesetzten Werte für die Vermö-
gensgegenstände gelten für die künftigen Haushaltsjahre als Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten. 
 


